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Die Ausgabe dokumentiert den Festvortrag von Frau Prof. Dr. Rita Süssmuth, den sie 
auf der Veranstaltung am 26. Juni 2005 im Haus der Geschichte in Bonn anlässlich des 
60. Jahrestags der Unterzeichung der Charta der Vereinten Nationen gehalten hat.  
Veranstalter waren der Freundeskreis Vereinte Nationen in Bonn, die Deutsche Gesell-
schaft für die Vereinten Nationen und die Stadt Bonn. 
 
Berlin, Juli 2005 
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Die Bedeutung der Vereinten Nationen  
für Völkerverständigung und globale Demokratie:  
Reflexionen aus der politischen Praxis1 
 
 
Von Prof. Dr. Rita Süssmuth 
 
 
 
1. Bedeutung der Vereinten Nationen für die Globale Politik 
 
Heute jährt sich zum 60. Mal die Unterzeichnung der UN-Charta in San Francis-
co. Ich freue mich, dass ich diesen Tag mit Ihnen in Bonn feierlich begehen kann. 
Die an Zahl und Bedeutung zunehmende Ansiedlung von UN-Einrichtungen in 
dieser Stadt ist ein Beweis für die starke Verbundenheit unseres Landes mit der 
Weltorganisation.  
 
Am heutigen Tag finden überall auf der Welt Veranstaltungen statt, um die Be-
deutung der UN für die Weltpolitik, für Frieden und Sicherheit, für Entwicklung 
und Menschenrechte zu würdigen. Am Anfang des 21. Jahrhunderts brauchen wir 
die Vereinten Nationen so dringend wie nie zuvor. Das stürmische Tempo der 
Globalisierung hat zu einem  
sprunghaften Anstieg der grenzüberschreitenden Verflechtungen auf unserem  
Planeten Erde geführt. Den wechselseitigen Abhängigkeiten und Verwundbarkei-
ten, die sich daraus ergeben, können sich auch die mächtigsten Staaten nicht 
entziehen. Dies haben die furchtbaren Terrorangriffe des 11. September 2001 
schmerzhaft demonstriert.  
Die globalen Herausfürderungen werden immer bedrohlicher und sie sind immer 
stärker miteinander verflochten: Wer Frieden, Sicherheit und mehr Wohlstand für 
die eigene Bevölkerung erreichen will, muss die weltweite Armut überwinden und 
die Umweltzerstörung überall stoppen. Staatszerfall, humanitäre Katastrophen 
und Epidemien in weit entfernten Regionen wachsen sich  in einer globalisierten 
Welt schnell zu Bedrohungen für uns alle aus. Auch wir in Europa sind auf die 
veränderte Welt nicht vorbereitet. Weder auf die Globalisierung, den verschärften 
Wettbewerb, die Migration noch auf ein Miteinander der Kulturen.  
Die komplexen Probleme des globalen Wandels übersteigen die Handlungsmög-
lichkeiten eines einzelnen Staates oder begrenzter Staatenbündnisse. Nur im 
Rahmen kollektiver Sicherheitsstrukturen und eines globalen Interessenaus-
gleichs zwischen Nord und Süd zwischen Arm und Reich kann es gelingen, die 
Risiken zu entschärfen und Zukunftsfähigkeit zu sichern. 
Den geeigneten institutionellen Rahmen dafür bieten die Vereinten Nationen. Sie 
sind die einzige universale Organisation mit einem umfassenden Handlungsauf-
trag. Trotz der offenkundigen Schwächen, denen wir uns in aller Klarheit stellen 
                                                
1 Vortrag vom 26. Juni 2005 im Haus der Geschichte , Bonn 
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müssen, repräsentieren die UN eine beeindruckende Erfolgsgeschichte. Der Si-
cherheitsrat hat Großes geleistet für die diplomatische Bearbeitung politischer 
Konflikte und die Eindämmung der zwischenstaatlichen und innergesellschaftli-
chen Gewalt. 
Im Bereich der Menschenrechte und der internationalen Strafgerichtsbarkeit ha-
ben die UN wichtige Erfolge bei Normensetzung und Institutionenbildung errun-
gen. Ihre humanitären und entwicklungspolitischen Einrichtungen, beispielsweise 
UNICEF und das FIüchtlingshilfswerk, sind zu unverzichtbaren Akteuren bei der 
Hilfe für gefährdete Bevölkerungsgruppen geworden. In der Umweltpolitik sind 
den UN bedeutende Fortschritte bei der Schaffung völkerrechtlicher Konventio-
nen und kollektiver Lösungsansatze, etwa beim Schutz der Ozonschicht und im 
Klimaschutz, zu verdanken.  
 
Diese unbestreitbaren Verdienste in den sechzig Jahren seit Gründung können 
aber nicht über die Tatsache hinweg täuschen, dass sich die Vereinten Nationen 
in einer extrem kritischen Lage befinden. Die Hoffnungen auf einen Aufschwung 
der kooperativen Problembearbeitung unter ihrem Dach nach dem Ende des Kal-
ten Krieges haben sich nicht erfüllt. Die einzig verbliebene Supermacht USA ori-
entiert anscheinend immer mehr am unilateralen Weg der Interessendurchset-
zung und setzt dadurch  die Existenz der UN aufs Spiel.  
 
Die Legitimität und Leistungsfähigkeit der UN leiden unter strukturellen Defiziten 
und selbstverschuldetem Versagen. Viel zu viele Staaten wollen die Organisation 
für ihre kurzsichtigen nationalen Interessen instrumentalisieren und verlieren das 
globale Gemeinwohl dabei aus dem Blick.  
Autoritäre Regime verweigern die Rechenschaftslegung zu den menschenrechtli-
chen und demokratischen Standards der UN und können auf die Unterstützung 
von anderen Regierungen zählen, denen das staatliche Souveränitätsprinzip über 
alles geht. Die  Stimmen der nationalen Parlamente und der globalen Zivilgesell-
schaft werden nur ungenügend im zwischenstaatlichen Entscheidungsprozess 
gehört. 
 
2. Entscheidungsjahr 2005  
Es muss also dringend etwas geschehen, um die weitere Marginalisierung der 
Vereinten Nationen zu verhindern und kooperative Antworten der Staatenge-
meinschaft auf die globalen Herausforderungen voran zu bringen. Das Jubi-
läumsjahr 2005 bietet dafür einmalige Chancen. Mitte September werden sich die 
Staats- und Regierungschefs und -chefinnen aus aller Welt am UN-Sitz in New 
York einfinden. 
Der so genannte Millennium+5-Gipfel wird sich mit der Umsetzung der Millenni-
umserklärung aus dem Jahr 2000 befassen und die Umsetzung der Beschlüsse 
aus den Weltkonferenzen der 1990er Jahre überprüfen. Auf der Tagesordnung 
stehen weltpolitische Weichenstellungen für Sicherheit und Entwicklung und für 
die Zukunft der Vereinten Nationen.  
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Mit seinem Bericht "In größerer Freiheit" vom März 2005 hat UN-Generalsekretär 
Kofi Annan die maßgebliche Beschlussvorlage für die Versammlung geliefert. 
Dieser ist das wichtigste Dokument von Annan am Ende seiner zehnjährigen 
Amtszeit. Darin formuliert er ein Bündel von detaillierten, umsetzungsreifen Emp-
fehlungen an die Adresse der Regierungen, das die Grundlage für einen neuen 
globalen Gesellschaftsvertrag abgeben könnte – ein kühnes, aber zumindest in 
Teilen realistisches Handlungsprogramm. 
 
 
Kofi Annan versteht seine Vorschläge als integriertes Handlungsprogramm, aus 
dem sich die Staaten nicht einzelne, jeweils für sie akzeptable Komponenten her-
aus picken dürfen. Nur wenn ein umfassender Interessenausgleich zwischen den 
Weltregionen stattfindet, wird der Weg frei für eine erfolgreiche Bearbeitung der 
Menschheitsprobleme.  
Ein Thema, das in Deutschland besondere Aufmerksamkeit genießt, ist die Er-
weiterung des Sicherheitsrats. Annan befürwortet unter anderem die regional 
ausgewogene Aufstockung der ständigen Sitze, weil nur so die Autorität des Ra-
tes gestärkt werden kann. In der Tat scheint die Zukunft des mächtigsten UN-
Organs eine Schlüsselrolle für den Fortgang des gesamten Reformprozesses zu 
spielen. Unabhängig von der Auswirkung auf Deutschland ist zu wünschen, dass 
die Erweiterung noch vor dem September-Gipfel positiv entschieden wird.  
Von zentraler Bedeutung für das moralische Ansehen der UN ist auch die yon 
Kofi Annan vorgeschlagene Einrichtung eines Menschenrechtsrats, dessen Mit-
glieder mit einer Zweidrittelmehrheit durch Generalversammlung bestimmt wer-
den sollen. Die bisherige Menschenrechtskommission hat sich wegen der Blo-
ckademacht der – international kritisierten Länder zu einem Hindernis für wirksa-
men Menschenrechtsschutz entwickelt. Die Mitgliedschaft im neuen Organ sollte 
an klare Kriterien gebunden werden, z.B. an die Ratifizierung aller Menschen-
rechtskonventionen, einen positiven Leistungsnachweis und die regelmäßige Be-
richterstattung über die Verwirklichung dieser Standards. Auch wenn dies noch 
so wünschenswert ist, befürchte ich, dass es in der Generalversammlung sehr 
große Konflikte bei der Beurteilung konkreter Länder geben wird. Ich mochte nur 
ein Beispiel nennen: Die USA wird sicherlich in den Menschenrechtsrat Einzug 
erhalten wollen. Doch in diesem Zusammenhang müssen sich die Nationen im 
Klaren darüber werden, wie etwa Guantanamo bewertet wird. Nicht umsonst hat 
Präsident Bill Clinton das Gefängnis vergangene Woche auf ungewöhnlich deutli-
che Art und Weise kritisiert.  
 
In diesem Zusammenhang ist das neue Souveränitätsprinzip  der Verantwortung 
zum Schutz  (responsibility to protect) ein Hoffnungszeichen. Es sieht vor, dass 
die Staatengemeinschaft (über den Sicherheitsrat) eingreifen soll oder gar muss, 
wenn eine Regierung nicht in der Lage oder willens ist, seine Bevölkerung gegen 
gravierende Menschenrechtsverletzungen zu schützen (Aufweichung des Nicht-
einmischungsprinzips). 
 
Ebenfalls vorwärtsweisend ist das Konzept des Generalsekretärs für eine neue 
Peacebuilding Architektur unter dem Dach der UN. Die vorgeschlagene Kommis-
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sion unter Führung von Sicherheitsrat und ECOSOC (Wirtschafts- und Sozialrat) 
könnte alle maßgeblichen Akteure koordinieren und den zahlreichen Konfliktlän-
dern wirksame Wiederaufbauhilfe leisten.  
 
Im Entwicklungsbereich steht die Verwirklichung der Millenniumsziele bis 2015 im 
Mittelpunkt. Das Aktionsprogramm des Millenniums-Projekts unter Leitung von 
Jeffrey Sachs hat dafür wichtige Orientierungspunkte geliefert. Ein Erfolg bei der 
globalen Armutsbekämpfung setzt voraus, dass die Bemühungen in den Ländern 
des Südens verstärkt, die weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen entwick-
lungsfreundlicher und die Entwicklungszusammenarbeit ausgebaut werden.  
In der globalen Umweltpolitik geht es darum, die Grundlage für eine Bündelung 
der bisher fragmentierten Institutionen zu schaffen, damit der Zerstörung der glo-
balen Ökosysteme Einhalt geboten werden kann.  
In dieser kritischen Situation sind wir alle gefordert, die historische Chance für 
weltpolitische Fortschritte auf dem September-Gipfel zu ergreifen. Wenn sich das 
Fenster der Gelegenheit ungenutzt schließen sollte, wird die Weltgesellschaft 
einen hohen Preis in Form wachsender Spannungen und Konflikte, zunehmender 
Verelendung und Umweltzerstörung zu zahlen haben.  
3. Deutsche und europäische Werte und Interessen  
Für Deutschland und Europa sind die anstehenden Entscheidungen in den Ver-
einten Nationen von fundamentaler Bedeutung. Unsere Werte und Interessen 
lassen sich am besten in einer internationalen Ordnung verwirklichen, die auf den 
Prinzipien eines solidarischen Multilateralismus und fairen Interessenausgleichs 
gründet.  
 
Angesichts der zunehmenden Spannungen zwischen den unilateralen Tenden-
zen amerikanischer Außenpolitik  und dem Geltungsanspruch der neuen Wirt-
schaftsmächte des Südens, beispielsweise China, Brasilien und Südafrika, könn-
te Europa die entscheidende Vermittlungsrolle zufallen. 
 
Dies setzt jedoch voraus, dass die europäische Politik den Interessen der Ent-
wicklungsländer auch in sensiblen Politikbereichen entgegen kommt. Die kürzli-
che Verabschiedung eines ODA-Stufenplans zur Verwirklichung des 0,7 %-Ziels 
bis 2015 ist ein erster Schritt in diese Richtung.  
 
Auch in der europäischen Handelspolitik gibt es positive Signale,  beispielsweise 
bei der Reduzierung der Überproduktion und des subventionierten Exports von 
Baumwolle und Zucker. Das europäische Programm zum Emissionshandel für 
Treibhausgase ist ein weiteres Anzeichen dafür, dass Europa seine globale Ver-
antwortung Ernst nimmt. 
 
Im europäischen Kontext nimmt Deutschland einen wichtigen Platz ein. Die Un-
terstützung der Vereinten Nationen spielt traditionell eine wichtige Rolle für die 
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Außenpolitik unseres  Landes. Die Stärkung der Weltorganisation ist aber nicht 
zum Nulltarif zu haben.  
 
Das fängt bei den Leistungen für die Entwicklungszusammenarbeit und dem 
Haushalt des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) an 
und hier insbesondere im Bereich Migration und Entwicklung. Nachdem eine Auf-
stockung des Entwicklungshaushaltes und anderer ODA-Leistungen lange Zeit 
am Widerstand von Finanzminister sowie Bundestag gescheitert ist und die Ent-
wicklungshilfeleistungen von 0,47 Prozent des Bruttosozialprodukts im Jahre 
1982 auf einen Tiefpunkt von 0,26 Prozent 1998 und 1999 gesunken sind, sind 
die Werte in den letzten Jahren wieder leicht angestiegen. Letztes Jahr lagen wir 
bei 0,28 Prozent und werden uns gewaltig strecken rnüssen, um auf 0,51 Prozent 
im Jahre 2010 zu kommen, wie es der ODA-Stufenplan vorsieht. Dieser Be-
schluss ist richtungweisend für die Überwindung von Armut in den Drittweltlän-
dern, und es ist ein positives Signal, dass Bundesentwicklungsministerin Wieczo-
rek-Zeul bei der kürzlichen Vorstellung des 12. Entwicklungspolitischen Berichts 
erneut die Einhaltung des Stufenplan-Abkommens von deutscher Seite bekräftigt 
hat. Der deutsche Beitrag zur UN ist über die Bereitstellung von Finanzmittel hin-
aus bis zur Entsendung deutscher Militärs für UN-geführte Friedensmissionen – 
möglicherweise demnächst im sudanesischen Darfur – denkbar. Hier stehen wir 
noch vor einem Problem. Manchmal hat es den Anschein, dass unsere Gesell-
schaft noch zu sehr mit sich selbst beschäftigt ist, um angemessen auf die globa-
len Herausforderungen reagieren zu können. Wir denken bisher lokal, nicht glo-
bal. Daran hat der 11. September wenig geändert, die globalen Verflechtungen 
sind noch wenig bewusst. 
 
Schon aus Eigeninteresse werden wir von deutscher Seite aus unseren Beitrag 
für die UN leisten müssen. So macht sich Außenminister Fischer seit Monaten für 
einen ständigen Sitz Deutschlands im Weltsicherheitsrat stark, und die Chancen 
standen lange Zeit nicht schlecht. Zum einen genießt Deutschland im Süden Eu-
ropas wegen seiner generellen Aufgeschlossenheit für Interessensausgleich und 
ziviler Konfliktbearbeitung einen guten Ruf. Zum anderen schafft die Position als 
drittgrößter Beitragszahler zum regulären UN-Haushalt Sympathien. Unser Erfolg 
steht und fällt aber mit den USA - und sowohl Präsident Bush als auch US-
Außenministerin Rice haben bereits mehrfach Bedenken gegen den deutschen 
Vorstoß eingebracht. Ohne die Zustimmung der USA – das wissen wir alle – ten-
dieren unsere Chancen auf einen ständigen Sitz gegen Null.  
 
Mit unserem Wunsch stehen wir nicht allein auf weitem Feld. Am 15. Mai dieses 
Jahres wurde den Vereinten Nationen der entsprechende Resolutionsentwurf zur 
Erweiterung der Sicherheitsrates vorgelegt, der von Brasilien, Indien, und  Japan 
ausgearbeitet worden ist. Ziel  lief des Entwurfes ist die Änderung von Zusam-
mensetzung und Arbeitsmethoden des Sicherheitsrates. Dadurch würde dieser 
nicht nur moderner und repräsentativer.   
Zu den drei springenden Punkten des Entwurfes gehört, wie bereits erwähnt, die 
Aufstockung des Gremiums um weitere sechs ständige und vier nicht-ständige 
Mitglieder zu einem Sicherheitsrat von künftig insgesamt  25 Mitgliedern. Damit 
soll der Sicherheitsrat repräsentativer und wirklichkeitsnaher gemacht werden. 
Ständiges institutionelles Wissen soll demnach nicht mehr auf die fünf Sieger-
mächte des Zweiten Weltkrieges beschränkt bleiben. Der Entwurf sieht als Kan-
 7 
didaten für die ständigen Sitze neben den vier Verfassern noch zwei Vertreter 
aus Afrika vor. Damit hätte der  Süden erstmals ein starkes ständiges Mitsprache-
recht.  
 
Nach dem Willen der Resolution sollen neue ständige Mitglieder erstmals von der 
Generalversammlung gewählt werden. Die Resolution sieht prinzipiell eine 
Gleichbehandlung alter und neuer Mitglieder vor. Das heißt, auch die neuen Kan-
didaten sollen ein Vetorecht zugestanden bekommen. Um die Reform nicht be-
reits im Voraus scheitern  zu lassen, haben die Unterzeichnerstaaten in diesem - 
ohne Frage strittigsten Punkt der Vorlage - bereits ein Einlenken signalisiert. So 
hat Bundesaußenminister Fischer nach der Kritik aus den USA angedeutet, 
Deutschland werde im Falle eines ständigen Sitzes auf sein Vetorecht 15 Jahre 
lang verzichten.  
Hinsichtlich der Arbeitsmethoden schlägt die Resolution zu guter Letzt eine Reihe 
von Schritten vor, welche die Arbeit des Rats transparenter und damit vielen Mit-
gliedern zugänglicher machen sollen. Ob Deutschland einen ständigen Sitz im 
Sicherheitsrat braucht, sei einmal dahingestellt. Dennoch halte ich diese Vorlage 
für notwendig und richtungweisend, zumal sie wichtige Komponenten des schon 
1997  vorgelegten so genannten Razali-Plans beinhaltet. Dieser (nach dem da-
maligen Präsidenten der Generalversammlung, dem malaysischen Botschafter 
Razali Ismail benannt) sieht die Schaffung von fünf neuen ständigen  Sitzen,  da-
von  zwei für die Industrieländer und je einen für ein Land aus den großen Regio-
nen der Dritten Welt, Afrika, Asien und Lateinamerika/Karibik vor. Dies hätte eine 
Aufstockung des Sicherheitsrates um neun auf insgesamt 24 Sitze bedeutet, wo-
bei die neuen ständigen Mitglieder kein Vetorecht hatten erhalten sollen. Der Ra-
zali-Plan kam nicht zur Abstimmung, was vor allem daran lag, dass sich die USA 
damals entschieden gegen einen Umfang des Sicherheitsrates von mehr als 22 
Stimmen gewehrt hatten.  
 
Die Resolution mit der Schaffung von neuen ständigen Mitgliedern entspricht 
weitgehend dem Reformmodel A im Reformbericht des High-Level-Panel vom 
Dezember 2004, welches UN-Generalsekretär Kofi Annan nach dem Irak-Krieg 
zur Analyse internationaler Bedrohungen und deren Prävention in Auftrag gege-
ben hat. Unter dem Titel "Eine sicherere Welt - unsere gemeinsame Verantwor-
tung“ empfiehlt der Bericht anlehnend am Razali-Plan ebenfalls die Erweiterung 
des Sicherheitsrates um neun Sitze. Das von der Bundesregierung unterstützte 
Modell A sieht die Schaffung von sechs neuen ständigen und drei nicht-ständigen 
Mitgliedern vor, wahrend Modell B keine neuen ständigen, sondern nur einen 
neuen nicht-ständigen Sitz und acht Sitze einer neuen Kategorie mit vierjähriger 
Amtszeit und Wiederwahlmöglichkeit vorsieht. Letzteres wurde aber bereits im 
März dieses Jahres rnit Ausnahme von Mexiko nicht mehr ernsthaft in Erwägung 
gezogen.  
 
Der Razali-Plan und der Reformbericht des High-Level-Panels führen uns  un-
missverständlich vor Augen, dass wir den grundlegend geänderten weltpoliti-
schen Realitäten endlich Rechnung tragen müssen. Das Ende des Ost-West-
Konflikts und das starke Anwachsen der Mitgliederzahl der Vereinten Nationen 
machen eine Reform des Sicherheitsrates unumgänglich, wollen wir in Zukunft. 
die neuen globalen Gefahren rund um den Globus bewältigen. Daher müssen wir 
 8 
alles daran setzen, um die Resolution zu verabschieden. Sollte dies noch im 
Sommer geschehen, könnten im Idealfall die neuen ständigen Mitglieder bereits 
bis Oktober dieses Jahres gewählt werden.  
 
Unabhängig von der Bewerbung um einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat muss 
sich die deutsche Gesellschaft erst noch darüber klar werden, was ihr an einer 
kooperativen Weltpolitik - aus moralischer Verpflichtung und im wohlverstande-
nen Eigeninteresse - wert ist. Viele werden sich fragen, warum Deutschland ü-
berhaupt auf einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat pocht. Dies erklärt sich zum 
einen mit der geänderten Rolle seit 1945. Aus dem einstigen "Feindstaat" von 
1945 und dem Beitrittland von 1973 ist heute einer der engagiertesten Vertreter 
eines effektiven Multilateralismus unter dem Dach der Vereinten Nationen gewor-
den. Daher werden wir immer wieder als Kandidat ins Spiel gebracht. Ferner leis-
tet Deutschland als drittgrößter Beitragszahler die Entsendung von Truppen für 
die Friedensmissionen und sein Eintreten zum weltweiten Schutz der Menschen-
rechte wichtige Beiträge zur Arbeit der Vereinten Nationen. Soweit, so gut! Wenn 
wir aber mehr Macht und ein  größeres Mitspracherecht einfordern, dann wird von 
uns auch mehr abverlangt. Dann können wir uns nicht mehr ohne weiteres gegen 
die Entsendung von Soldaten in Krisengebiete stellen. Macht heißt Verantwor-
tung zu übernehmen und mit den Konsequenzen zu leben. 
Eine positive Entwicklung ist die ausführliche Diskussion im Deutschen Bundes-
tag über die Zukunft der Vereinten Nationen. Am 23. September 2004 hat der 
Deutsche Bundestag auf der Grundlage eines interfraktionellen Antrags be-
schlossen, Vorschlage für die parlamentarische Mitwirkung im UN-System zu er-
arbeiten. Als Anlass dafür diente der Bericht des von UN-Generalsekretärs Kofi 
Annan initiierten Panels herausragender Persönlichkeiten im Februar 2003, wel-
ches Vorschläge zur Stärkung der Beziehungen zwischen den Vereinten Natio-
nen und der Zivilgesellschaft enthält. 
Unter der Federführung des Unterausschusses „Vereinte Nationen“ wurden zwei 
Expertenanhörungen gemacht, wobei die grundsätzliche Übereinstimmung Be-
stand, dass die Entwicklung der Vereinten Nationen eine stärkere parlamentari-
sche Begleitung erfordere. Nach der Auswertung der Anhörungen hat der Unter-
ausschuss einen Bericht "Für eine parlamentarische Dimension im System der 
Vereinten Nationen"  beschlossen. Dieser sieht die wirksame parlamentarische 
Begleitung der Tätigkeit der Vereinten Nationen auf zwei Ebenen vor:  
1) dem Ausbau der parlamentarischen Kontroll- und Mitwirkungsrechte durch den 
Deutschen Bundestag  
 
2) der Gestaltung einer parlamentarischen Dimension der Vereinten Nationen.  
Der Ausbau der parlamentarischen Kontroll- und Mitwirkungsrechte zielt auf eine 
bessere Transparenz der deutschen Politik in den Vereinten Nationen ab. Diese 
soll durch einen besseren Informationsfluss durch die Regierung, eine verstärkte 
Vernetzung innerhalb des Bundestages und einen kontinuierlichen, direkten Dia-
log zwischen dem Bundestag und den Vereinten Nationen erreicht werden.  
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Bei der  parlamentarischen Plattform regt der Bericht eine „Parlamentarische 
Versammlung" auf der Basis der Interparlamentarischen Union (IPU) an.  
Aufgaben und Kompetenzen der parlamentarischen Versammlung der Vereinten 
Nationen könnten deshalb sein:  
 die Mitwirkung an der Beratung und Ratifizierung internationaler und multi-
lateraler Verträge im Rahmen der Vereinten Nationen,  
 die Mitwirkung an der Aufstellung und Kontrolle des Haushalts der Verein-
ten Nationen, 
 die regelmäßige Berichterstattung der UNO und Unter- und Sonderorgani-
sationen der UN sowie des IWF, der Weltbank und der WTO, dabei insbe-
sondere das Recht, den Generalsekretär bzw. die Chefadministratoren hö-
ren zu können (Transparenzdurchsetzungsrecht),  
 transparente Einbeziehung von Organisationen der Zivilgesellschaft.  
In den letzten Jahren hat sich die IPU bereits an die UN angenähert und hat seit 
2002 Beobachterstatus. Würde die Parlamentarische Versammlung von der IPU 
angeregt, hätte dies den weiteren Vorteil, dass keine weitere parlamentarische 
Instanz neben der IPU gebildet würde und Zuständigkeitskonflikte vermieden 
werden könnten. Wir können jede Instanz, jedes Gremium und jede Plattform 
brauchen, die den Dialog zwischen den Staaten voran bringt und befruchtet. Was 
wir aber nicht benötigen, ist eine weiteres Gremium, das überflüssigen Mehrauf-
wand verursacht und sich In einem unnötigen Kompetenzengerangel verstrickt. 
 
Ich halte dies für wichtige Schritte zur Stärkung der Vereinten Nationen. In einer 
vernetzten Welt sind Parlamente, Zivilgesellschaft und Wirtschaft zu wichtigen 
Akteuren geworden, weil die Gestaltungsmöglichkeiten der Regierungen ange-
sichts komplexer Weltprobleme rasch an Grenzen stoßen. Nur im Zusammenwir-
ken aller Akteursgruppen können wirksame Antworten auf den globalen Wandel 
identifiziert und umgesetzt werden. 
 
 
Der Ausbau der Kooperationsbeziehungen zwischen den Vereinten Nationen und 
den externen Gruppen ist deshalb ein unverzichtbares Element der Reformbe-
mühungen.  
Wie intensiv die Diskussion im Deutschen Bundestag über die Zukunft der Ver-
einten Nationen mittlerweile geworden ist, davon zeugen verschiedene Anträge 
aus der aktuellen Legislaturperiode.  
Für die Entwicklung und Verwirklichung internationaler Richtlinien zum Recht auf 
Nahrung sprach sich der Bundestag am 1. Juli 2003 aus. Einstimmig angenom-
men wurde der fraktionsübergreifende Antrag vom 25.11.2003 zum Schutz von 
bedrohten Menschenrechtsverteidigern. Der Kern der Forderungen beruht auf 
dem Wunsch nach verstärkter Zusammenarbeit mit den betreffenden Organisati-
onen, nach den Aufbau unabhängiger  Justizsysteme zur Untersuchung von 
Menschenrechtsverletzungen und der kurzzeitigen Aufnahme von Menschen-
rechtsverteidigern in Deutschland zu deren Schutz.  
 
 10 
Verabschiedet wurde außerdem ein Beschluss von 15. März 2005, der auf ein 
größeres Engagement für die Menschenrechte weltweit abzielt. Dabei ging es um 
eine Neuorganisation der Menschenrechtskommission, um deren Arbeit unter 
Einbeziehung aller UN-Mitgliedstaaten effizienter zu gestalten. 
 
Ausblick  
 
Die entscheidende Phase des Entscheidungsprozesses in den Vereinten Natio-
nen fällt in die Zeit des plötzlichen Bundestagswahlkampfes in Deutschland. Das 
sollte uns nicht davon abhalten, in der deutschen Öffentlichkeit für eine aktive 
Rolle unseres Landes einzutreten. Die kritische Situation der UN erlaubt keine 
Abstinenz, auch nicht zeitweilig.  
Die Regierungen und die Weltöffentlichkeit haben es in der Hand, ob dieses Jahr 
den Durchbruch für kooperative multilaterale Antworten oder einen Rückzug auf 
einzelstaatliche Alleingänge und damit einhergehend wachsende globale Risiken 
mit sich bringt. In diesen Monaten werden die Weichen dafür gestellt, welche Rol-
le die Vereinten Nationen in den nächsten 60 Jahren spielen werden.  
Dies wird aber nur dann von Erfolg gekrönt sein, wenn alle Mitgliedstaaten – und 
ich betone noch einmal ausdrücklich ALLE – ihre einzelstaatlichen Interessen 
dem Gemeinwohl bis zu einem gewissen Grade hinten anstellen. Kompromisse 
können Pläne zwar verwässern, doch ohne die Bereitschaft zur Kooperation wer-
den wir hier nichts erreichen. Die Konsequenzen unnachgiebigen Beharrens auf 
nationalstaatlichen Positionen sehen wir derzeit bei der Planung der EU-
Finanzperspektive bis 2013. Die Positionen scheinen festgefahren. Dies sollte 
uns Warnung und Ansporn zugleich sein, es bei der UN-Reform besser zu ma-
chen.  
 
Lassen Sie uns alles Mögliche dafür tun, dass es zu einer Fortschreibung der 
Erfolgsgeschichte durch umfassende Völkerverständigung und globale Demokra-
tie und nicht zum Absturz der UN in die Bedeutungslosigkeit und zu einer anar-
chischen, gewaltträchtigen Staatenwelt kommt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
